
 

 RBG0905 

Wasserwirtschaftliche Maßnahmen in der Gemeinde Gönnheim 

 

VORHABENTRÄGER: OG Gönnheim 
  Weinstraße 16 - 67157 Wachenheim 

 
VERFASSER: PROJECT CONSULT Dr.-Ing. Burkhardt Döll 
 Eichstraße 22 – 67098 Bad Dürkheim  

 

 

 

                                                  

 

 

 

 

 

 

 

VG Wachenheim 
Ortsgemeinde Gönnheim 
Erschließung NBG „Ruthenweg II“ 

 

 

• Stellungnahme zum wasserwirtschaftlichen 

Ausgleich mit Handlungsempfehlung 

 



AZ WH1201 2 
 

 

 

VG Wachenheim 
Ortsgemeinde Gönnheim 
Erschließung NBG „Ruthenweg II“ 

 

Inhaltsverzeichnis ...................................................................................  Seite 

 

1 Veranlassung ........................................................................................... 3 

2 Vorhabenträger ........................................................................................ 3 

3 Lage des Vorhabens und lokale Randbedingungen .................................. 3 

3.1 Lage ........................................................................................................ 3 

3.2 Vorhabensbeschreibung .......................................................................... 5 

3.3 Topografie ............................................................................................... 6 

3.4 Schutzgebiete .......................................................................................... 6 

3.5 Vorfluter, Graben, Bachlauf ...................................................................... 6 

3.6 Bodensituation ......................................................................................... 7 

3.7 Grundwasser ........................................................................................... 7 

3.8 Versickerungseigenschaften .................................................................... 8 

3.9 Niederschlagsverhältnisse........................................................................ 8 

4 Erforderlicher Wasserwirtschaftlicher Ausgleich ....................................... 9 

5 Niederschlagswasserbewirtschaftung (NSW) ........................................... 10 

6 Wasserwirtschaftlicher Ausgleich und Wasserführung im aktuellen 

BP-Entwurf /3/ .......................................................................................... 14 

7 Aufstellungsvermerk ................................................................................. 17 

8 Quellen .................................................................................................... 17 

 

 

  



AZ WH1201 3 
 

 

VG Wachenheim 
Ortsgemeinde Gönnheim 
Erschließung NBG „Ruthenweg II“ 

 

1 Veranlassung 

Bei Planung und Ausführung von Baumaßnahmen und anderen Veränderungen der Geländeober-

fläche sind die Belange der Grundwasserneubildung, der Gewässerökologie und des Hochwasser-

schutzes zwingend zu berücksichtigen. 

 

Daraus ergibt sich, dass bei der Ausweisung von neuen Baugebieten mit der damit einhergehen-

den Versiegelung und Überbauung von Flächen durch Straßen, Wege, Gebäuden und Hofflächen 

der Maßnahmeträger zur Sicherstellung eines wasserwirtschaftlichen Ausgleichs verpflichtet ist. In 

Abhängigkeit von Lage, Bodensituation, Topografie und Einfluss von Gräben und Fließgewässern 

kann der Aufwand für die Herstellung des wasserwirtschaftlichen Ausgleichs sehr unterschiedlich 

sein. 

 

In Vorbereitung des Bebauungsplans für das NBG-Vorhaben Ruthenweg II soll unter Berücksichti-

gung der Randbedingungen die Möglichkeit zur Herstellung des erforderlichen wasserwirtschaftli-

chen Ausgleichs bewertet werden. 

 

2 Vorhabenträger 

Vorhabenträger für das Baugebiet ist die  

  Ortsgemeinde Gönnheim 

  Weinstraße 16 

  67157 Wachenheim 

Vertreten durch den Ortsbürgermeister Herrn Robert Blaul 

Die fachtechnische Abwicklung des Verfahrens nimmt das Bauamt der VG Wachenheim wahr. 

 

3 Lage des Vorhabens und lokale Randbedingungen 

3.1 Lage 

Der Vorhabenbereich liegt im nördlichen Randbereich der Ortslage unmittelbar west-

lich von Bahnhofstraße/Haardtstraße in Verlängerung des Rieslingweges. 
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Abb. 1 Übersichtslageplan /1/ mit Lage des BP-Gebie tes 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 2 Lageplan mit Umriss des Bauvorhabens /2/ 
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3.2 Vorhabensbeschreibung 

Das Planungsgebiet umfasst eine Bruttofläche von ca. 12.100 m2 Angabe aus /3/), 

und weist bei einer rechteckigen Gesamtfläche im wesentlichen vier in Ost-West-

Richtung laufende Gebäudezeilen auf. 

 

Der westliche Rand des Vorhabenbereichs wird von einem Wirtschaftsweg definiert. 

Parallel zu diesem ist innerhalb des BP-Gebietes eine Grünfläche vorgesehen, die 

sich in Form eines 4 m breiten Streifens entlang der nördlichen Grenze fortsetzt. 

 

Nördlich der Baugebietes schließen Landwirtschaftsflächen an. Die östliche Grenze 

wird durch eine Nord-Süd-Richtung laufende Häuserzeile geprägt, die direkt an die 

östlich folgende Altbebauung anbindet. Durch die Anordnung der Bauzeilen wird der 

Verlauf der Erschließungsstraßen bestimmt, die grundsätzlich die von Süden bzw. 

Osten heranführende Anliegerstraßen fortsetzen. 

 

Abb. 3 Vorplanung des Baugebietes /3/ 
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3.3 Topografie 

Der Vorhabenbereich wurde geländemäßig dokumentiert /4/. Die topografische Erfassung zeigt ein 

im Wesentlichen ebenes Gelände, das nach Osten hin leicht abfällt. Das Gelände liegt auf einer 

Höhe von ca. 123 bis 125 m üNN. 

 

Abb. 4 Erfassung der Geländetopografie /4/ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3.4 Schutzgebiete 

Der Vorhabensbereich berührt keine Schutzgebiet wasserwirtschaftlicher Art (Wasserschutzgebiet, 

Trinkwasserschutzgebiet, Heilquellenschutzgebiet). 

 

3.5 Vorfluter, Graben, Bachlauf 

In einer Entfernung von etwa 535 m südlich des Vorhabensbereiches verläuft der Schwabenbach 

(vgl. Abb. 5).  

 

Das Gelände fällt von ca. 123 müNN  bis zum Schwabenbach auf ca. 115 m üNN kontinuierlich ab, 

so dass eine Ableitung vom Vorhabensbereich zum Schwabenbach grundsätzlich möglich ist. 
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Abb. 5 Erreichbarkeit der Schwabenbachs, südlich de s Vorhabensbereichs 

 

 

 

3.6 Bodensituation 

Der anstehende Boden wurde erkundet und auch die Versickerungseigenschaften untersucht /5/. 

Die Erkundungsstellen liegen an Ostrand des Maßnahmebereiches. 

 

Generell zeigen die durchgeführten Bohrungen unter der Oberbodenschicht bis in Tiefen von 1,5 

bis 2,5 m schwachsandig tonigen Schluff. Während die südlicher liegenden Probestellen ab ca. 3 

m schwach schluffige Kies-Sand-Gemische resp. enggeschluffte Sande ausstehen, setzt sich im 

nördlichen Bereich der sandig tonige Schluff bis zur Endtiefe fort. 

 

3.7 Grundwasser 

Gemäß der Hydrogeologischen Kartierung /6/ ist davon auszugehen, dass der Grundwasserspie-

gel einen Flurabstand >15 m aufweist. Die Anschlüsse gemäß /5/ weisen kein Grundwasser auf. 
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3.8 Versickerungseigenschaften 

Die in /5/ durchgeführten Untersuchungen bestätigen, dass davon auszugehen ist, dass nur im 

mittleren und südlichen Bereich des Gebietes bei kf-Werten von ca. kf = 1*10-5 m/s eine Versicke-

rung möglich ist. Dabei sind auch die gemäß DWA /7/ einzuhaltenden Bedingungen gewährleistet. 

Im nördlichen Drittel der Fläche sind bei kf-Werten von <10-6 bis in die untersuchten Tiefen keine 

Versickerung möglich. Unter den gegebenen Randbedingungen empfiehlt /5/ eine Rigolen oder 

auch Schachtversickerung bei einem Versickerungshorizont bei ca. <120 mNN. 

 

3.9 Niederschlagsverhältnisse 

Die lokale Niederschlagssituation ist in /8/ in Kostra Rasterfeld 20/75 dokumentiert. Diese Werte (s. 

Tabelle 1) wurden auch für eine vorläufige Vor-Dimensionierung der Versickerungsanlage zu 

Grunde gelegt. 

 

Tabelle 1: Niederschlagsdaten für Ortsgemeinde Gönnheim 
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4 Erforderlicher Wasserwirtschaftlicher Ausgleich 

Um in Folge der Erschließungsmaßnahme Abflussverschärfungen auszuschließen und lokale 

Grundwasseranreicherung beizubehalten ist vorzusehen, die entstehenden Oberflächenabflüsse in 

Retentionsmulden oder –becken zu sammeln und über diese auch stetig zu  

 

Die maßgebende Jährlichkeit der zu Grunde zu legenden Ereignisse wird mit 20 Jahren angesetzt. 

 

Nach Abb. 6 ist demnach ein Retentionsvolumen von ca. 315 m3 vorzuhalten um eine Abflussver-

schärfung zu verhindern. 

 

Abb. 6  Berechnung des erforderlichen Retentionsvol umens 
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5 Niederschlagswasserbewirtschaftung (NSW) 

Im gegebenen Fall kann die einzig nutzbare Form der Niederschlagswasserbewirtschaftung in 

einem lokalen Rückhalt und einer zentralen Versickerung des Niederschlagswassers bestehen, 

wobei das System ausreichende Aufnahmekapazität zur Vorhaltung des erforderlichen wasserwirt-

schaftlichen Ausgleichs aufweisen muss. 

 

Generell ist die Versickerung nur zulässig, wenn dieser über die Passage der belebten Bodenzo-

nen erfolgt. Für die Bewirtschaftung der im öffentlichen Bereich anfallenden Oberflächenwässer 

bietet sich unter den gegebenen Randbedingungen vorzugsweise die Mulden bzw. Mulden-

Rigolen-Versickerung als technisch sinnvolle Möglichkeit. 

 

Eine erste Stufe des Rückhaltes und der Abflußverzögerung sollte dabei eine Rückhalte- und Ver-

sickerungsanlage auf den Grundstücken sein. Bei einem Rückhaltevolumen von etwa 3 bis 5 m³ je 

100 m² versiegelte / überbaute Fläche und etwa 20 Grundstücken sind damit in der Summe ca. 

120 bis 200 m³ Rückhaltevolumen aktivierbar, die in der Regel die kleineren und mittleren Ereig-

nisse aufnehmen.  

 

Die Anlagen im Privatbereich sollten so aufgebaut sein, dass ein Teilvolumen (ca. 50%) über eine 

ständige Versickerung, eine gedrosselte Ablaufleitung o.ä. entleert wird, um für Folgeregen einen 

Rückhalteeffekt erreichen zu können. Daneben bleibt ein Teilvolumen in dem ein Rückhalt für eine 

längerfristige Bewirtschaftung (Beregnung, Grauwassernutzung etc.) erfolgt. Generell ist ein Über-

lauf vorzusehen, der in die im öffentlichen Raum einzurichtende Oberflächenentwässerungsanlage 

einleitet und nur aktiviert wird, wenn das vorgehaltenen Volumen erschöpft ist. 

 

 

Für die Bemessung, Gestaltung und Anordnung der im öffentlichen Bereich vorzuhaltenden Be-

wirtschaftungseinrichtungen ist demnach davon auszugehen, dass sämtliche nichtöffentliche Re-

serven überlastet sind und die Gesamtbelastung ungepuffert auf das öffentliche System treffen.  

Fassung und Ableitung der Niederschlagswässer soll nach Vorstellung des Maßnahmeträgers über 

Verrohrungen erfolgen. 

 

Unter den gegebenen Randbedingungen ergibt die überschlägige Bemessung  – unter der Voraus-

setzung, dass die ausreichende Durchgängigkeit zu versickerungsfähigen Bodenschichten herge-

stellt wird und die gemäß Versickerungsgutachten erzielbare Versickerungsleistung erreicht wird  – 

für die Rückhalte- und Versickerungseinrichtung einen Flächenbedarf von ca. 500 m2  , darzustel-

len in Form von Mulden, die parallel zu Wegen oder Strassen oder als Becken angeordnet werden 

können (s. Abb. 7a). 
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Bei Einsatz eines Mulden-Rigolensystems – d.h. Muldenvolumen mit einem Unterbau mit hohem 

Porenvolumen oder aus Speicherelementen (=Rigole) -  läßt sich der Flächenbedarf reduzieren, da 

sich ein Teil des erforderlichen Volumens in den Rigolenbereich verlagern lässt (s. Abb. 7b). 

 

Grundsätzlich sollen wasserführende Entwurfselemente in der Niederschlagswasserbewirtschaf-

tung so geplant werden, dass sich bei niederschlagsbedingten Systemüberlastungen risikominima-

le Zustände einstellen können. In der Regel ist das der Fall, wenn öffentlichen Abflussflächen aus 

potentiell kritischen Bereichen herausführen und zu unkritischen Bereichen ableiten.  

 

Dabei ist es wichtig das Erschließungskonzept – d.h. die Straßen- und Wegeführung sowie die 

Anordnung der Bebauung - in Abhängigkeit von der Lage der Risikobereiche und der Lage der 

günstigen Versickerungsbereich auf die Topografie abzustimmen. Günstig ist es dabei, wenn das 

herzustellende Längsgefälle der Wege und Strassen dem Geländeverlauf folgen kann. Dies gilt 

auch dann, wenn die Niederschlagswasserableitung in der Regel rohrleitungsgebunden erfolgen 

soll.  

 

Mit dem gegebenen Erschließungskonzept des BPlan-Entwurfs ist diese Anforderungen der Nie-

derschlagwasserbewirtschaftung - auf Basis des aktuell vorliegenden Bebauungsplanentwurfes 

momentan nicht zu erfüllen. Möchte man mit dem Wege- und Straßenverlauf dem Gelände folgen, 

dann erfordert eine Konzentration der Oberflächenabflüsse im tiefliegende Südosten des Gebietes 

dort eine ausreichend große Grundstücksfläche mit unkritischem Umfeld oder zumindest risikoar-

men Notableitungsmöglichkeiten. Diese Anforderungen sind im südöstlichen Randbereich nicht 

gegeben und nicht darstellbar. Eine Lösungsvariante mit einer zentralen Einrichtung im Südosten 

ist daher zu verwerfen 

 

Eine zentrale Rückhalte- und Versicherungseinrichtung mit risikoarmem Umfeld und günstigen 

Randbedingungen zur Notentlastung läßt sich im Südwesten des Maßnahmebereichs, in der 

Grünzone anordnen, die das Gebiet nach Westen abgrenzt. Bei diesem Standort muss allerdings 

akzeptiert werden, dass für eine zielgerichtete Wasserführung die Neigung der für die Oberflä-

chenableitung maßgebenden Straßen und Wege leichte Dammlagen und Einschnitte im Urgelände 

vorzunehmen sind; nur so läßt sich ein konsequent nach Westen/ Südwesten gerichteter Ablauf 

sicherstellen. Nachzuschaltende Ableitungen eines Notüberlaufes lassen sich dabei in westlicher 

Randlage bis zur Ableitung in den Schwabenbach fortsetzen. 

 

Die erforderlichen Dammschüttungen und Einschnitte im Urgelände sind nach gegenwärtiger Ein-

schätzung auf ca. +/- 0,5 bis 0,75 m beschränkt. 
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Abb. 7a: Volumenberechnung der Versickerungsanlage bei Muldenversickerung 
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Abb. 7b: Volumenberechnung der Versickerungsanlage bei Mulden-Rigolenversickerung 
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Die Rückhalte- und Versickerungsbereiche im westlichen Grün sollten sich sich abgetreppt und 

flächig gestalten lassen. Für die Ableitung des Notüberlaufs kann nach gegenwärtiger Einschät-

zung abschnittsweise auch die Wasserführung des vorhandenen Landwirtschaftsweges genutzt 

werden. Je nach angestrebtem Ableitungskomfort ist das Einrichten teilverrohrter Abschnitte sinn-

voll 

 

6 Wasserwirtschaftlicher Ausgleich und Wasserführun g im aktuellen 

BP-Entwurf /3/ 

Geht man davon aus, dass das Ergebnis der Versickerungsversuche qualitativ einheitlich über den 

Vorhabensbereich anwendbar ist, so stellt der südwestliche Randbereich einen günstigen Standort 

für eine Rückhalteeinrichtung dar, die einen angemessenen erforderlichen wasserwirtschaftlichen 

Ausgleich darstellt und den Anforderungen der Niederschlagswasserbewirtschaftung nach lokalem 

Rückhalt und Versickerung entspricht. Gleichzeitig gewährleistet die ausreichende Versickerungs-

fähigkeit des Bodens, dass sich im Beckenbereich keine Dauervernässung einstellt. 

 

In dieser Ortsrandlage besteht zudem eine Möglichkeit eine risikominimierten Ableitung bei Über-

stauereignisse einzurichten.  

 

Die vorliegende Konzeption kann wegen der geringen Ausarbeitungstiefe lediglich die grundsätzli-

che Vorgehensweise darlegen. Es ist dann Aufgabe der Entwurfsplanungen von Straße und Re-

genwasserkanal, die letztendlich optimierte Lösung auszuarbeiten.  

 

Bei der Konzeption ist wesentlich, dass der  Maßnahmeträger generell die Niederschlagswas-

serableitung rohrleitungsgeführt haben möchte, lediglich bei Extremsituationen soll die Straßen-

oberfläche ableitend unterstützen. Straßenbegleitende offene Mulden sind auszuschließen. 
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Wie in Abb.8 illustriert, können die rohrleitungsgebundenen Ableitungen der Planstrassen A, B, C, 

und D dem in NSW1 und NSW2 gesplitteten Rückhaltebereich zugeführt werden. Wegen der Ge-

ländeneigung ist eine Splittung des Volumens sinnvoll, wenn es über eine größere Fläche herge-

stellt werden soll. 

 

Das vorzuhaltende Volumen der „zentralen“ Mulde(n) NSW1 und NSW2 sollte in der Summe ca. 

315 m3 nicht unterschreiten. 

 

Die Gradiente der Planstrassen A, B, C, und D sind so anzulegen, dass sie konsequent auf die 

Grünzone zuführt. Der Übergang zu den südlich anschließenden Anliegerstrassen macht aus 

Schutzgünden die Herstellung einer Gegengefällesituation notwendig. 

 

Der Notüberlauf kann – abgestimmt auf den Ableitungskomfort - in einfachster Form als Mulde mit 

talseitigem Schutzdamm und Ableitung zum wasserführenden Landwirtschaftsweg hergestellt wer-

den. Denkbar sind aber auch Ableitungslösungen über Mulden und Verrohrungen. 
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Abb. 8: Lösungsansatz zur Einrichtung einer Niedersch lagswasserbewirtschaftungsmög-
lichkeit unter den Randbedingungen im BG Ruthenweg II. 
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